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10 Rechtsverordnung 85 
betreffend Einführung einer Vertretung für die Danziger Erzieherſchaft. ee > 


Bom 16. Dezember 1933. 


Auf Grund des § 1 Ziffer 21 f, S 2 des Gejeges zur Behebung der Not von Volk und che 

vom 24. Juni 1933 (G. Bl. ©. 273 ff.) wird mit Geſetzeskraft folgendes verordnet: 
§ 1 I FE SR, 

Der Danziger Nat. Soz. Lehrerbund (D. N. S. L. B.) ijt im Sinne der Verfaſſung die einzige 
Berufsvertretung der Danziger Erzieher. 85 CITA 

Träger der Organiſation ijt die Nationalſozialiſtiſche Lehrerfront (N. S. L. F.) e sich 

§ 2 un - 

Sämtliche Erzieher an den öffentlichen Schulen mit deutſcher Unterrichtsſprache einſchl. der ordent⸗ 
lichen und außerordentlichen Profeſſoren der Danziger Techniſchen Hochſchule gehören dem Danziger 
Nat. Soz. Lehrerbund an. Mitglieder ſind auch die im Ruheſtand befindlichen Erzieher, die Schul⸗ 
amtsanwärter, Referendare und Aſſeſſoren ſowie alle Lehrer, die einen Lehrauftrag an einer öffent⸗ 
lichen Schule erhalten haben. 

Lehrer an andern als den im Abſ. 1 genannten Schulen können von 1 dem Gauobmann des Dan⸗ 
ziger Nat. Soz. Lehrerbundes auf ihren Antrag in den Bund aufgenommen werden. 

Die Mitgliedſchaft beginnt mit Beginn der Beſchäftigung, bei Schulamtsanwärtern mit Ein⸗ 
tragung in die Anwärterliſte. Sie endigt mit Entlaſſung aus dem Schuldienſt, nicht jedoch mit der 
Verſetzung in den Warte⸗ und Ruheſtand. 

§ 3 

Der Gauobmann des Danziger Nat. Soz. Lehrerbundes, der im Schuldienſt der Freien Stadt 

Danzig beſchäftigt ſein muß, bedarf der Beſtätigung des Senats der Freien Stadt Danzig. 42 OF 
8 4 

Der Danziger Nat. Soz. Lehrerbund gibt ſich ſelbſt eine Verfaſſung, die auf der Grundlage des 
Führergedankens und der Volksgemeinſchaft aufgebaut ſein muß. Die Verfaſſung bc der Beſtäti⸗ 
gung des Senats der Freien Stadt Danzig. 

Danzig, den 16. Dezember 1933. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Rauſchning Greiſer Boeck 


11 Rechts verordnung 4 
zur Abänderung der Rechtsverordnung zur Regelung der äußeren Angelegenheiten der ‘with Gaited! 
vom 13. Mai 1932 (G. Bl. S. 247). 
Vom 8. Januar 1934. + Cored Eos? 


Auf Grund von § 1 Ziff. 36 S 2 des Gejekes zur Behebung der Not von Volk und Staat vom 
24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 

Die Rechtsverordnung zur Regelung der äußeren „ der Volksſchulen vom 13. Mai 
1932 (G. Bl. S. 247) wird wie folgt geändert: 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 25. 1. 1934.) 


~ 


10 
Artikel ! 

$ 3 erhält folgenden 3. Abſatz: 

Gehört zu den vom Schulvorſtand vertretenen Schulen eine Schule, an der mehr als 3 Lehrer 
felt angeſtellt find, fo gehört dem Schulvorſtande außer dem Schulleiter (Abſ. 1 Ziff. 5) noch ein 
weiterer vom Senat zu beſtellender Lehrer an. Die Beſtellung erfolgt auf Widerruf. 
ke Artikel II 

Hinter $ 5 werden folgende Vorſchriften ein gefügt: 

[E S 5a 

Wenn die in dem Geſetz über die Gemeindewahlen vom 4. 4. 1924 vorgeſehene 4 jährige Wahl⸗ 
dauer der Gemeindevertretungen abgelaufen ijt, ohne daß Neuwahlen ſtattgefunden haben, weil der 
Termin der Neuwahlen durch Geſetz oder Rechtsverordnung hinausgeſchoben ijt, fo kann der Senat 
anordnen, daß die Wahlperiode der gewählten Schulvorſtandsmitglieder als abgelaufen gilt. Die An⸗ 
ordnung kann für die Schulvorſtände aller ländlichen Volksſchulen oder einzelner beſtimmter Volks⸗ 
ſchulen ergehen. 

Die Stellen der auf Grund der Vorſchrift des Abſ. 1 ausgeſchiedenen Mitglieder werden durch 
Perſonen beſetzt, die vom Senat nach Anhörung des Landrats zum Mitglied des Schulvorſtandes er⸗ 
nannt werden. Für die Dauer der Ernennung gilt die Vorſchrift von S 5 Abſ. III. 

S 5 b 


Sit ein Staatskommiſſar für eine Gemeinde ernannt, jo werden die nach der Rechtsverordnung zur 
Regelung der äußeren Angelegenheiten der Volksſchulen dem Gemeindevorſteher oder der Gemeinde⸗ 
vertretung obliegenden Befugniſſe von dem Staatskommiſſar wahrgenommen. 


Die Verordnung tritt mit der Verkündung in Kraft. 
Danzig, den 8. Januar 1934. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Rauſchning Boeck 


t 


18 Zweite Ausführungsperorduung 
zur Redhisverordnung zur Wahrung des Anſehens nationaler Verbände vom 
10. Oktober 1933 (G. Bl. S. 502). 
Vom 6. Januar 1934. 


8 1 


Auf Grund des 8 5 der Rechtsverordnung zur Wahrung des Anſehens nationaler Verbände vom 
10. Oktober 1933 (G. Bl. S. 502) wird verordnet: 


Als hinter der Regierung ſtehend im Sinne des § 1 der Rechtsverordnung vom 10. Oktober 1933 
gilt neben den in der Ausführungsverordnung vom 24. Oktober 1933 (G. Bl. S. 509) bezeichneten 
Verbänden auch : 

der Deutſche Luftſportverband (Landesgruppe Freie Stadt Danzig). 
| § 2 
| Unbefugter Uniformbeſitz im Sinne des $ 1 der Rechtsverordnung vom 10. Oktober 1933 liegt 
auch bei demjenigen vor, welcher Uniformen oder Uniformſtücke cines unter § 1 der Rechtsverordnung 


vom 10. Oktober 1933 fallenden Verbandes ohne Einverſtändnis dieſes Verbandes herſtellt, auf Lager 
hält oder vertreibt. 


8 3 
Dieſe Verordnung tritt mit ihrer Verkündung in Kraft. 
Danzig, den 6. Januar 1934. 
SS aee Der Genat der Freien Stadt Danzig 
5 2 Dr. Rauſchning Greifer — 
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13 Verordnung 
b zur Abänderung des Geſetzes über Poſtgebühren. 
Vom 29. Dezember 1933. 
Auf Grund des $ 1 Ziffer 89 und des § 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und 
Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


§ 1 
In der Anlage zur Verordnung über die Umſtellung einiger das Poſtweſen betreffender Geſetze 
auf die Recheneinheit des Guldens vom 24. Oktober 1923 (G. Bl. S. 1110) in der Faſſung der Ge⸗ 
ſetze vom 28. Januar 1925 (G. Bl. S. 14), vom 2. Februar 1927 (G. Bl. S. 53) und vom 5. Juni 
1929 (G. Bl. S. 89) und der Verordnung vom 1. November 1933 (G. Bl. S. 579) ſind die An⸗ 
gaben unter 


I Geſetzliche Poſtgebühren, Ziffer 7 „Päckchen“ zu erſetzen durch: 


7. Päckchen 
Päckchen bis zu sss 0 9(P) 
b) Briefpäckchen bis 1 kg 60 (P). 


8 2 
Die Verordnung tritt am 20. Januar 1934 in Kraft. 


Danzig, am 29. Dezember 1933. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Rauſchning Dr. Hoppenrath 


14 Verordnung 
zur Anderung der Poſtordnung. 
Vom 29. Dezember 1933. 

Auf Grund der Artikel 39 und 116 der Verfa ſſung der Freien Stadt Danzig und des $ 50 des 
Geſetzes über das Poſtweſen des Deutſchen Reichs vom 28. Oktober 1871 (Reichsgeſetzblatt S. 347) 
wird die Poſtordnung der Freien Stadt Danzig vom 1. November 1933 (G. Bl. S. 535) wie folgt 
geändert: 

Artikel 1 
1. Im $ 1 „Allgemeines; Höchſtgewicht; Höchſt⸗ und Mindeſtmaße; Art der Freimachung: Gebühren“, 

Abſ. I unter 1, erhalten die Angaben unter c) folgende Faſſung: 

c) geſchloſſene oder offene: 

i Päckchen bis 2 kg (§ 13, J), 

Briefpäckchen bis 1 ke (§ 13, II); 
2. Im S 3 „Auſſchrift“, Abſ. II, dit der letzte Satz „Bei Briefen mit Zuſtellungsurkunde dürfen 
keine Fenſterbriefumſchläge benutzt werden.“ zu ſtreichen. 
3. Im $ 8 „Druckſachen“ erhält der Wf. VII folgende Faſſung: 

VII Mehrere Druditüde können zu einer Sendung vereinigt werden, wenn fie von demſelben 
Abſender herrühren. Die einzelnen Stücke dürfen nicht mit verſchiedenen Aufſchriften verſehen ſein 
und müſſen jedes für ſich den Beſtimmungen für Druckſachen entſprechen. 

Den Drucksachen — ausgenommen Druckſachen in Kartenform (VI) — dürfen kleine Muſter in 
geringer Stärke beigefügt werden, wenn dieſe Muſter an der Druckſache befeſtigt find und den 
Zweck haben, zur Erläuterung der Druckangaben zu dienen. Die Poſt beſtimmt, was als kleine 
Muſter zu gelten hat und wie fie den Druckſachen beizufügen find. Über die Vereinigung von Drud- 
ſachen mit Geſchäftspapieren und Warenproben |. § 12. 

4. Der § 13 „Päckchen“ erhält folgende Faſſung: 
N 8 13 
Päckchen 

I Als Päckchen werden offene und geſchloſſene Sendungen im Gewicht bis zu 2 kg zugelaſſen, 
die ſich nach Form und ſonſtiger Beſchaffenheit zur Beförderung in Säcken eignen. Die Aufſchrift 
muß den augenfällig hervortretenden Vermerk „Päckchen“ tragen. 

II Eine beſondere Art der Päckchen bilden die Briefpäckchen, die als offene oder geſchloſſene 
Sendungen bis zu 1 kg zugelaſſen werden und ſich nach Form und ſonſtiger Beſchaffenheit zur 
Beförderung mit der Briefpoſt eignen müſſen. Die Aufſchrift muß den augenfällig hervortretenden 
Vermerk „Briefpäckchen“ tragen. 
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III Päckchen (I und II) dürfen briefliche Mitteilungen enthalten. Die Aufſchrift kann auf der 
Umhüllung ſelbſt ſtehen oder ganz aufgeklebt oder ſonſt haltbar befeſtigt ſein. Die Benutzung von 
Fahnen für die Aufſchrift ijt nicht geſtattet. Wher Höchſt⸗ und Mindeſtmaße |. § 1, la. 

IV Wertangabe (S 16) iſt bei Päckchen (J und II) unzuläſſig. 

V Päckchen (I und II), die den Beſtimmungen nicht entſprechen, werden nicht befördert. Der 
Vermerk „Briefpäckchen“ bleibt unbeachtet, wenn die Sendung den beſonderen Bedingungen für 
dieſe Päckchen (II) nicht entſpricht. 

VI Die Einlieferung gewöhnlicher Päckchen (I und II) wird auf Antrag gegen Entrichtung 
einer Gebühr beſcheinigt. Dieſe Gebühr wird jedoch nur dann erhoben, wenn die ganze Einliefe⸗ 
rungsbeſcheinigung vollſtändig von der Poſt ausgefertigt wird; hat der Einlieferer die Einlieferungs⸗ 
beſcheinigung in einem Einlieferungsbuch oder auf einem Formblatt zum Einlieferungsſchein vorbe⸗ 
reitet, ſo wird für die Beſcheinigung eine Gebühr nicht erhoben. 

VII Für den Verluſt oder die Beſchädigung gewöhnlicher Päckchen (1 und II) wird kein Erſatz 
geleiſtet. Für eingeſchriebene oder mit Nachnahme belaſtete Päckchen (I und II) regelt ſich die Erſatz⸗ 
leiſtung nach den Vorſchriften für gleichartige andere Briefſendungen. 

. 3m $ 15 „Einſchreibſendungen“, Abſ. I, iſt der 2. Satz zu ſtreichen. 
Im $ 21 „Nachnahmeſendungen“, Abſ. I, iſt der 3. Satz zu ſtreichen. 
. Sm $ 28 „Rückſchein“, Why. I, iſt der 3. Satz zu ſtreichen. 
. Die zum S 1, IV gehörende Anlage „überſicht der Poſtgebühren“ erhält unter Nr. 9 Briefe 
päckchen uſw. folgende Faſſung: 
9. Päckchen bis 2 kg 13,1 | 40 
Briefpäckchen bis 1 kg | 13,11 60 


Artikel II 
8 Dieſe Verordnung tritt am 20. Januar 1934 in Kraft. 


Danzig, am 29. Dezember 1933. 


Der Sen at der Freien Stadt Danzig 
Dr. Rauſchning Dr. Hoppenrath 


o 30 01 


15 Verordnung 
betr. die Gründung des Landesverkehrsverbandes im Gebiet der Freien Stadt Danzig. 
Vom 8. Januar 1934. 


Auf Grund des § 1 Ziff. 68, 89 und des § 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und 
Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273 ff.) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


8 1 
1. Zu einheitlicher Durchführung von Maßnahmen zur Förderung des Fremdenverkehrs im ge⸗ 
ſamten Gebiet der Freien Stadt Danzig wird der Landesverkehrsverband im Gebiet der Freien Stadt 
Danzig gegründet. 
2. Der Landesverkehrsverband beſitzt Rechtsperſönlichkeit; er kann unter jenem Namen agen 
und verklagt werden. 


§ 2 
Der Landesverkehrsverband im Gebiet der Freien Stadt Danzig umfaßt alle im Gebiet der 


Freien Stadt Danzig am Landesfremdenverkehr und ſeiner Förderung beteiligten behördlichen Stellen, 
Verbände und Vereine, ſowie Einzelfirmen. 


Zum Führer des Landesverkehrsverbandes im Gebiet der Freien Stadt Danzig wird der Senator 
für Volksaufklärung und Propaganda beſtimmt. Er beruft aus dem Kreiſe aller an dem Landesver⸗ 
kehr im Gebiet der Freien Stadt Danzig beteiligten behördlichen Dienſtſtellen, Verbände und Einzel⸗ 
firmen die Mitglieder eines Arbeitsausſchuſſes. Die Geſchäftsführung des Landesverkehrsverbandes im 
al der Freien Stadt Danzig wird der Senatsabteilung für Volksaufklärung und Propaganda 
übertragen, 


13 
§ 3 
Rechte und Pflichten der Mitglieder des Landesvertehrsverbandes im Gebiet der Freien Stadt 
Danzig ſind in der nachſtehenden Satzung enthalten. 
§ 4 
Der Führer des Landesverkehrsverbandes iſt befugt, zur Durchführung dieſer Verordnung er⸗ 
forderliche Rechtsverordnungen und allgemeine Verwaltungsvorſchriften zu erlaſſen. Er kann auch 
Vorſchriften ergänzenden Inhalts treffen und Anderungen der Satzungen des Landesverkehrsverbandes 


herbeiführen, ſofern er derartige Maßnahmen für nötig hält, um den Zweck dieſer Verordnung zu 
erreichen. 
§ 5 


Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Verkündung in Kraft. 
Danzig, den 8. Januar 1934. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Rauſchning Paul Batzer 


16 Berichtigung. 
In der Rechtsverordnung betr. Anderung des Jugendwohlfahrtsgeſetzes vom 24. 11. 1933 (G. Bl. 
S. 585) muß es in Artikel I, Ziffer 6, § 53 letzter Abſatz ſtatt ,,§ 65 oder § 67“ „§ 55 oder $ 56“ 
heißen. 
Danzig, den 11. Januar 1934. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 


Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth in Danzig. 


